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Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien des Landes Nordrhein-Westfalen 
und Chef der Staatskanzlei 

An den 
Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder des 
Ausschusses für Kultur und Medien 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Schriftlicher Bericht der Landesregierung zur Sitzung des 
Ausschusses für Kultur und Medien am 16. April 2026 

Berichtswunsch des medienpolitischen Sprechers der SPD­
Fraktion 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

anbei übersende ich Ihnen den erbetenen schriftlichen Bericht der 
Landesregierung zum Thema „Digitale Gewalt und Deep Fakes im Netz 
- aktuelle Entwicklungen und Position der Landesregierung zur 
Klarnamenpflicht", den der medienpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, 
Herr Rodion Bakum MdL, mit Schreiben vom 2. April 2026 an die 
Vorsitzende des Ausschusses für Kultur und Medien herangetragen hat. 

Mit freundlichen Grüßen 

AID . April 2026 

Horionplatz 1 

40213 Düsseldorf 

Postanschrift: 

40190 Düsseldorf 

Telefon 0211 837-01 

poststelle@stk.nrw.de 



Schriftlicher Bericht 

des Ministers für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien des Landes Nordrhein­
Westfalen und Chefs der Staatskanzlei 

für die 
Sitzung des Ausschusses für Kultur und Medien am 
16.04.2026 

zum Thema „Digitale Gewalt . und Deep Fakes im Netz -
aktuelle Entwicklungen und Position der Landesregierung 
zur Klarnamenpflicht" 
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Digitale Gewalt stellt eine zunehmende Herausforderung für die digitale 
Öffentlichkeit und den gesellschaftlichen Zusammenhalt dar. Sie umfasst ein 
breites Spektrum an Erscheinungsformen, darunter Hassrede, Bedrohungen, 
Cyber-Stalking, Cyber-Grooming, Identitätsdiebstahl sowie bildbasierte Gewalt, 
etwa in Form von Deep Fakes. Insbesondere Frauen, Kinder und Jugendliche 
sind hiervon überdurchschnittlich betroffen. 

Die statistische Erfassung digitaler Gewalt erfolgt bislang nur teilweise 
differenziert, . da entsprechende Delikte häufig unter bestehenden 
Straftatbeständen subsumiert werden. Gleichwohl zeigen vorliegende Daten 
aus der Polizeilichen Kriminalstatistik sowie Erkenntnisse aus Studien und 
Beratungsstellen, dass von einem Anstieg entsprechender Vorfälle in den 
vergangenen Jahren auszugehen ist. Zugleich ist von einer erheblichen 
Dunkelziffer auszugehen, da viele Betroffene aus unterschiedlichen Gründen 
von einer Anzeige absehen. 

Hinsichtlich der technologischen Entwicklung ist festzustellen, dass 
Anwendungen zur Erstellung synthetischer Medieninhalte, einschließlich Deep 
Fakes, zunehmend niedrigschwellig verfügbar sind. Diese Technologien 
können sowohl für legitime Zwecke als auch missbräuchlich eingesetzt werden. 
Der Landesregierung liegen keine Erkenntnisse dazu vor, ob in Nordrhein­
Westfalen ansässige Unternehmen gezielt Software zur Erstellung 
missbräuchlicher Deep Fakes anbieten. 

Digitale Gewalt tritt insbesondere auf großen sozialen Netzwerken, Video­
Plattformen sowie in Messenger-Diensten auf. Die konkrete Verteilung variiert 
je nach Erscheinungsform. Dabei zeigt sich, dass insbesondere geschlossene 
Kommunikationsräume wie Messenger-Dienste besondere Herausforderungen . . 

für die Rechtsdurchsetzung darstellen. 

Im Hinblick auf die Zusammenarbeit mit Plattformanbietern bestehen weiterhin 
Herausforderungen, etwa hinsichtlich der Transparenz von 
Moderationsentscheidungen, der Reaktionsgeschwindigkeit bei gemeldeten 
Inhalten sowie der Bereitstellung von Schnittstellen für Strafverfolgungs- und 
Aufsichtsbehörden. Mit dem Inkrafttreten des Digital Services Act auf 
europäischer Ebene wurden jedoch wichtige Fortschritte bei der Regulierung 
großer Plattformen erzielt. 

Die Landesregierung setzt bereits eine Vielzahl von Maßnahmen um, um 
digitaler Gewalt zu begegnen. Hierzu zählen insbesondere vielfältige Angebote 
zur Förderung von Medienkompetenz, Unterstützungsangebote für Betroffene, 
Maßnahmen zur Sensibilisierung sowie die Stärkung von Beratungs- und 
Meldestrukturen. Darüber hinaus erfolgt eine enge Zusammenarbeit von 
Medienaufsicht und Strafverfolgungsbehörden. 
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Auch künftig wird die Landesregierung ihre Anstrengungen in diesem Bereich 
fortsetzen und weiterentwickeln. Dies umfasst unter anderem die Prüfung 
zusätzlicher Präventionsmaßnahmen, die Weiterentwicklung bestehender 
Unterstützungsangebote sowie die kontinuierliche Begleitung regulatorischer 
Entwicklungen auf Bundes- und europäischer Ebene. 

· Die Einführung einer allgemeinen Klarnamenpflicht im Internet wird vor dem 
Hintergrund verfassungsrechtlicher Vorgaben sowie möglicher Auswirkungen 
auf die Meinungsfreiheit und den Schutz von Nutzerinnen und Nutzern 
differenziert bewertet. Die Landesregierung setzt sich stattdessen für eine 
konsequente Anwendung bestehender rechtlicher Instrumente sowie eine 
Verbesserung der Durchsetzungsmöglichkeiten gegenüber Plattformanbietern 
ein. 
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